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Ausgangslage und Ziele 

Mit Blick auf die Klimakrise tragen wir alle eine große Verantwortung für die Zukunft 
unseres Landes und künftiger Generationen. Die fortschreitende Erderhitzung und ihre 
immer stärker sichtbar werdenden Folgen sind die größte Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts. Die rasante Geschwindigkeit, mit der die Erderhitzung voranschreitet, 
unterstreicht das Erfordernis einer raschen und tiefgreifenden Umgestaltung der globalen 
Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme. Der Verkehrssektor zählt dabei zu den 
Hauptemittenten von Treibhausgasen.  

Klimaziele und -strategien 

Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union haben das Pariser Klimaabkommen vom 
Dezember 2015 geschlossen unterzeichnet und sich damit zur Erreichung der dort 
verankerten Ziele verpflichtet, welche im Einklang mit den wissenschaftlichen 
Erkenntnissen des Weltklimarates (IPCC) stehen. Dieses Abkommen hat zum Ziel, die 
globale Erderwärmung auf deutlich unter zwei Grad Celsius im Vergleich zur 
vorindustriellen Zeit zu beschränken, wenn möglich soll die Erwärmung auf 1,5 Grad 
Celsius begrenzt werden. Für Industrieländer bedeutet dies einen weitgehenden Ausstieg 
aus fossilen Energieträgern bis spätestens Mitte des Jahrhunderts. Im Verkehrssektor ist 
aus heutiger Sicht ein vollständiger Umstieg auf Erneuerbare Energien erforderlich, da die 
Dekarbonisierung anderer Sektoren deutlich schwieriger werden wird (Umweltbundesamt, 
2021). Etwaige Emissionsgutschriften aus Senken werden vor allem für die Landwirtschaft 
benötigt, um insgesamt Netto-Null Emissionen zu erreichen.  

Vor diesem Hintergrund wurde im Dezember 2019 der European Green Deal veröffentlicht. 
Dabei handelt es sich um ein Konzept der Europäischen Union mit dem Ziel, bis 2050 die 
Netto-Emissionen von Treibhausgasen auf null zu reduzieren und somit als erster 
Kontinent klimaneutral zu werden (Umweltbundesamt, 2021).  

Im Rahmen der jüngsten UN-Klimakonferenz in Glasgow 2021 bestätigten die 200 
teilnehmenden Staaten einstimmig das 1,5 Grad-Ziel und sagten zu, die entsprechenden 
nationalen Klimaschutzpläne bis Ende 2022 zur Erreichung dieses Ziels nachzuschärfen. 
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Österreich, 2018) dem Ministerium empfohlen, auch zukünftig bei sich ändernden 
Rahmenbedingungen die Priorisierung geplanter Netzveränderungen im hochrangigen 
Verkehrsnetz zu überprüfen. Vor diesem Hintergrund stellt die Umsetzung des 
Mobilitätsmasterplans 2030 zur Erreichung der kürzlich verschärften europäischen 
Klimaziele zweifellos eine geänderte Rahmenbedingung im Sinne der Empfehlung des 
Rechnungshofes dar. 

Ein weiterer Ansatzpunkt zur gesamtheitlichen Betrachtung kommt aus der Optimierung 
der Gesamtkosten für das hochrangige Straßennetz. Vor dem Hintergrund steigender 
Kosten für die Errichtung und Instandhaltung – insbesondere für Tunnelprojekte – und 
auch der derzeit von der Allgemeinheit getragenen Folgekosten für Klima, 
Flächeninanspruchnahme, etc. ist in strategischen Ausbauplänen auf diesen Aspekt 
ebenfalls verstärkt Augenmerk zu richten.  

Neben den klima- und verkehrspolitischen Zielsetzungen auf nationaler und EU-Ebene gilt 
es bei strategischen Entscheidungen zum Ausbau von Verkehrsinfrastruktur auch aktuelle 
Umweltzielsetzungen zu berücksichtigen, dies betrifft neben dem Schutz der Bevölkerung 
auch insbesondere den Schutz von wertvollen Böden, Naturräumen und biologischer 
Vielfalt. So ist etwa die Erhaltung gesunder Böden eine wesentliche aktuelle 
Herausforderung im Umweltschutz. Nur durch entsprechende Schutzmaßnahmen und die 
Eindämmung der Flächeninanspruchnahme können Österreichs Böden, die ihre 
Funktionen insbesondere zur Produktion von Lebensmitteln oder im Klimaschutz erfüllen, 
für künftige Generationen erhalten werden2. 

Rahmenbedingungen für Straßenbauvorhaben des Bundes 

Das österreichische Bundesstraßennetz ist im Bundesstraßengesetz (BStG 1971) definiert. 
In den zwei Verzeichnissen des Bundesstraßengesetzes wird der grundsätzliche Verlauf 
der Autobahnen und Schnellstraßen definiert. Das Bundesstraßengesetz gibt damit den 
generellen Auftrag zur Errichtung der Autobahn oder Schnellstraße und legt folgende 
Grundsätze für den Bau, den Betrieb und die Erhaltung der Bundesstraßen fest:  

                                                      

2 Vgl. Umweltbundesamt 2021 
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Vorgehensweise und Ablauf 

In Anlehnung an die zuletzt im Jahr 2010 in Folge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
durchgeführten Projektevaluierungen wurde für den vorliegenden Bericht zunächst von 
den Fachexpertinnen und –experten des BMK und der ASFINAG eine Projektauswahl 
getroffen bzw. eine Bewertung der Bauprojekte der ASFINAG durchgeführt. Dabei wurden 
auch Ansätze für eine verkehrsträgerübergreifende Planung und volkswirtschaftliche 
Aspekte berücksichtigt – anders als bei der Evaluierung im Jahr 2010, deren Fokus vor 
allem auf einer rein betriebswirtschaftlichen Bewertung lag. Darüber hinaus wurde das 
Umweltbundesamt mit einer Studie zur „Fachlichen Würdigung des Bewertungsansatzes 
sowie generelle Umwelt- und Planungsaspekte im Zusammenhang mit aktuellen 
Vorhaben“ beauftragt. Das Ergebnis der Studie soll die bereits vorliegenden 
Evaluierungsunterlagen ergänzen bzw. gemeinsam mit diesen die Basis für die Ableitung 
von Entscheidungen zur weiteren, projektbezogenen Vorgehensweise bieten. Im 
Zusammenhang damit steht eine Auseinandersetzung mit den Anforderungen an die 
Verkehrsmodellierung unter dem Einfluss neuer verkehrspolitischer Maßnahmen und 
unter Berücksichtigung der Klimarelevanz, der Biodiversität sowie der 
Flächeninanspruchnahme. 

Gegenständlicher Bericht stellt nun die Schlussfolgerungen für die evaluierten ASFINAG 
Projekte auf Basis der zuvor genannten Grundlagen dar und soll in weiterer Folge als Basis 
für die Überarbeitung des Bauprogrammes herangezogen werden. 
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Rechtliche Grundlagen für das 
Bauprogramm 

Die Erstellung des Bauprogramms der ASFINAG basiert auf folgenden rechtlichen Grundlagen: 

§ 10 ASFINAG-Ermächtigungsgesetz lautet wie folgt: 
„In dem mit der Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft gemäß 
§ 2 abzuschließenden Fruchtgenussvertrag ist dem Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie das Recht einzuräumen, der Autobahnen- und Schnellstraßen-
Finanzierungs-Aktiengesellschaft Zielvorgaben zu setzen und eine begleitende Kontrolle 
hinsichtlich der Maßnahmen der Gesellschaft einschließlich der Planungsmaßnahmen 
durchzuführen. Insbesondere ist vorzusorgen, dass dem Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie die Erlassung der für die technische Durchführung 
anzuwendenden Vorschriften vorbehalten bleibt und ihm jährlich im Vorhinein die Plan-
Gewinn- und Verlustrechnung und Plan-Bilanz vorgelegt werden.“ 

§ 10 ASFINAG-Gesetz lautet wie folgt:  
„Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 
hat nach Maßgabe der im jährlichen Bundesfinanzgesetz erteilten Ermächtigung dafür 
Sorge zu tragen, daß der Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Aufrechterhaltung der Liquidität 
und des Eigenkapitals notwendigen Mittel zur Verfügung stehen, soweit die Aufgaben in 
den jährlich im Vorhinein mit dem Bund abgestimmten Plan-Gewinn- und 
Verlustrechnungen und Plan-Bilanzen umfasst sind.“ 

Punkt IV Abs. 2 Fruchtgenussvertrag lautet wie folgt: 
„Der Bund ist berechtigt, der ASFINAG und ihren Tochtergesellschaften Zielvorgaben 
hinsichtlich der verkehrs-, sicherheits- und bautechnischen Ausgestaltung sowie 
umweltschutzbezogener Maßnahmen zu setzen und eine begleitende Kontrolle hinsichtlich 
der Maßnahmen der ASFINAG und ihrer Tochtergesellschaften einschließlich der 
Planungsmaßnahmen durchzuführen. Dem Bund, vertreten durch den Bundesminister für 
Verkehr, Innovation und Technologie, bleibt die Erlassung der für die technische 
Durchführung entsprechend den im Bereich der Wirtschaftsverwaltung des Bundes 
anzuwendenden Vorschriften vorbehalten. Die ASFINAG hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
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Empfehlungen des Rechnungshofs 

Der RH überprüfte von Juni bis September 2016 die Gebarung des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie (Ministerium). Er holte im Zuge der Prüfung 
Informationen von den mit der Thematik befassten Organisationen — dem 
Bundesministerium für Finanzen, dem damaligen Bundesministerium für Land– und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, von der Autobahnen– und Schnellstraßen–
Finanzierungs–Aktiengesellschaft (ASFINAG), der ÖBB–Infrastruktur AG und der 
Österreichischen Wasserstraßen–Gesellschaft m.b.H. (via donau) — ein. Ziel der 
Überprüfung war die Beurteilung der Strategien des Bundes für den Ausbau und der 
Finanzierung der vom Bund finanzierten Verkehrsinfrastruktur, im Fall der hochrangigen 
Straßen bestehend aus den Autobahnen und Schnellstraßen, die in den Verzeichnissen 1 
und 2 des Bundesstraßengesetzes 1971 festgelegt sind. Der zugehörige Prüfbericht 
inklusive Empfehlungen wurde in der Reihe Bund 2018/33 (Rechnungshof Österreich, 
2018) veröffentlicht. 

Der RH überprüfte von September bis November 2020 das Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, um den Stand der 
Umsetzung von Empfehlungen aus seinem Vorbericht „Verkehrsinfrastruktur des Bundes –
 Strategien, Planung, Finanzierung“ (Rechnungshof Österreich, 2018) zu beurteilen. Diese 
Ergebnisse inkl. Empfehlungen wurden in der Reihe Bund 2021/33 (Rechnungshof 
Österreich, 2021) veröffentlicht.  

Der Rechnungshof hat in seinem Bericht „Verkehrsinfrastruktur des Bundes – Strategien, 
Planung, Finanzierung“ (Rechnungshof Österreich, 2018) dem Ministerium u.a. 
empfohlen, eine langfristige Ausbaustrategie für das hochrangige Straßennetz mit der 
ASFINAG abzustimmen und zu veröffentlichen und bekräftigte diese Empfehlung in seiner 
Follow-UP Prüfung (Rechnungshof Österreich, 2021). 

Weiters empfahl der Rechnungshof im Bericht 2018, dass zukünftige Priorisierungen nach 
einer einheitlichen Methodik (über eine bloße Darstellung der Wirkungen hinausgehend) 
und unter Einbeziehung der zuständigen Fachabteilungen des Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie durchzuführen wären. Dieser Empfehlung wird mit 
der vorliegenden Evaluierung nachgekommen. 
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Klimapolitische Rahmenbedingungen 
und Ziele 

Pariser Klimaabkommen 

Bei der UN-Klimakonferenz in Paris (Frankreich) im Dezember 2015 einigten sich 197 
Staaten auf ein neues, globales Klimaschutzabkommen. Das Abkommen trat am 
4. November 2016 in Kraft, nachdem es von 55 Staaten, die mindestens 55 Prozent der 
globalen Treibhausgase emittieren, ratifiziert wurde. Österreich gehörte weltweit zu den 
ersten Ländern, die ihre Ratifizierungsurkunden bei den Vereinten Nationen hinterlegt 
haben.3 Mittlerweile haben 193 Staaten das Abkommen ratifiziert (Stand November 
2021), darunter auch die Europäische Union (EU) inklusive der 20 weltweit größten 
Industrieländer.4 Das Abkommen von Paris verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele5: 

• Begrenzung der globalen Erderwärmung auf maximal zwei Grad Celsius gegenüber 
vorindustriellen Werten und zudem Anstrengungen, den Anstieg auf 1,5 Grad Celsius 
zu begrenzen 

• Die globalen Treibhausgasemissionen sollen so bald als möglich ihr Maximum 
erreichen und bis Mitte des 21. Jahrhunderts auf (netto) null gesenkt werden  

• Alle Staaten der Welt legen alle fünf Jahre nationale Beiträge (Nationally-Determined 
Contributions, NDCs) zur Emissionsreduktion vor und setzen diese um; dabei soll die 
Ambition kontinuierlich gesteigert werden 

• Anpassung an unvermeidbare Folgen des Klimawandels  
• Maßnahmen der Entwicklungsländer sollen unterstützt werden (mittels 

Kapazitätsaufbau, Technologietransfer und Finanzierung) 

Durch die Einigung auf das Pariser Klimaabkommen im Jahr 2015 und dessen Ratifizierung 
im Jahr 2016 war die Europäische Union aufgefordert, ihre bestehenden Ziele aus dem 
„EU Klima- und Energiepaket 2030“ zu aktualisieren. Die grundlegenden Zielsetzungen des 
„EU Klima- und Energiepakets 2030“, dessen Überarbeitung erst im Dezember 2019 durch 

                                                      

3 https://www.parlament.gv.at/PAKT/AKT/SCHLTHEM/SCHLAG/J2016/166Klimavertrag.shtml  
4 https://unfccc.int/process/the-paris-agreement/status-of-ratification  
5 https://www.oesterreich.gv.at/themen/bauen_wohnen_und_umwelt/klimaschutz/1/Seite.1000325.html  

https://www.parlament.gv.at/PAKT/AKT/SCHLTHEM/SCHLAG/J2016/166Klimavertrag.shtml
https://unfccc.int/process/the-paris-agreement/status-of-ratification
https://www.oesterreich.gv.at/themen/bauen_wohnen_und_umwelt/klimaschutz/1/Seite.1000325.html
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die Präsentation des Europäischen Grünen Deals angekündigt wurde, wurden nämlich im 
Jahr 2014 von den europäischen Staats- und Regierungschefs beschlossen, ein Jahr vor 
dem Abkommen von Paris.6 

In der UN-Klimakonferenz COP26 in Glasgow im November 2021 wurde das Klimaziel 
erneut verankert, den Temperaturanstieg auf maximal 1,5-Grad zu begrenzen, wofür 
„…der Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase weltweit in diesem Jahrzehnt um 45 
Prozent sinken muss.“7 

Der europäische Grüne Deal8 

Der europäische Grüne Deal legt dar, wie Europa bis 2050 zum ersten klimaneutralen 
Kontinent gemacht werden kann. Am 11. Dezember 2019 wurde der Fahrplan von der 
Europäischen Kommission vorgestellt. Als eine wesentliche Maßnahme wurde im Laufe 
des Jahres 2020 eine Verschärfung des europäischen Klimaziels bis 2030 vorgeschlagen, 
von bis dorthin 40 % Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2030 auf minus 55 % (im 
Vergleich zum Referenzjahr 1990). Diese Zielsetzung wurde von den Staats- und 
Regierungschefs Ende 2020 bestätigt und nach gemeinsamen Verhandlungen mit dem 
Europäischen Parlament im April 2021 offiziell verabschiedet. In weiterer Folge wurde auch 
das Europäische Klimagesetz9 auf den Weg gebracht, welches das Ziel einer klimaneutralen 
EU bis 2050 und auch das ambitioniertere Zwischenziel für 2030 gesetzlich verankert. 

In Konsequenz dieser geänderten Rahmenbedingungen und deutlich höherer Klimaschutz-
Zielsetzungen war es erforderlich, sämtliche EU-Regularien zu prüfen und zu überarbeiten, 
welche auf Basis des inzwischen überholten europäischen Klimaziels aus dem Jahr 2014 
erstellt wurden. Am 14. Juli 2021 wurde ein wesentlicher Schritt zu dieser Umsetzung des 
Grünen Deals geleistet, die Vorstellung des sogenannten Fitfor55 Pakets der Europäischen 
Kommission.  

                                                      

6 https://ec.europa.eu/clima/eu-action/climate-strategies-targets/2030-climate-energy-framework_de  
7 https://ukcop26.org/wp-content/uploads/2021/11/COP26-Presidency-Outcomes-The-Climate-Pact.pdf  
8 https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de  
9 https://ec.europa.eu/clima/eu-action/european-green-deal/european-climate-law_de  

https://ec.europa.eu/clima/eu-action/climate-strategies-targets/2030-climate-energy-framework_de
https://ukcop26.org/wp-content/uploads/2021/11/COP26-Presidency-Outcomes-The-Climate-Pact.pdf
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/clima/eu-action/european-green-deal/european-climate-law_de
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Abbildung 1 Umsetzung des europäischen Grünen Deals10 

 

Das übergeordnete Ziel der Europäischen Union, mindestens minus 55 % 
Treibhausgasemissionen bis 2030 zu erreichen, spiegelt sich in sämtlichen Dossiers des 
vorgelegten Legislativpakets wieder. Im Vorschlag der EU-Kommission zur EU 
Lastenteilungs-Verordnung, welche die jeweiligen Zielhöhen der Mitgliedsstaaten für den 
Bereich der Nicht-Emissionshandelssektoren vorgibt, wird Österreich ein Ziel von 
mindestens minus 48 % auferlegt (vormals minus 36 %). Auch in zahlreichen weiteren 
Dossiers gibt es einen direkten oder indirekten Bezug zum Verkehrssektor und der 
Reduzierung der Emissionen. Beispielsweise wird vorgeschlagen, dass ab 2026 ein eigenes 
Emissionshandelssystem für den Straßenverkehr und den Gebäudesektor eingeführt wird. 

                                                      

10 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_21_3671  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/fs_21_3671
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Mit der Umsetzung des Grünen Deals und der dort festgeschriebenen Zielhöhen leistet die 
Europäische Union einen wichtigen Beitrag, um das Ambitionsniveau des Pariser 
Klimaabkommens zu erreichen. Für den österreichischen Verkehrssektor ist – abgeleitet 
vom derzeitigen Vorschlag aus der EU Lastenteilungs-Verordnung – eine Reduktion von 
minus 48 % zu erwarten.  

Somit sind die Zielhöhen im Pariser Klimaabkommen, im europäischen Grünen Deal für 
Gesamteuropa und spezifisch für Österreich als auch das Klimaneutralitätsziel 2040 der 
österreichischen Bundesregierung auf einem vergleichbar hohen Ambitionsniveau 
angesiedelt. 

Das österreichische Regierungsprogramm 2020–202411 

Im Regierungsprogramm der österreichischen Bundesregierung wurde Anfang 2020 ein 
klares Ziel formuliert, nämlich einen Paris-Pfad einzuschlagen und bis spätestens 2040 
Klimaneutralität in Österreich zu erreichen. Neben der Zielsetzung eines Klimaschutzgesetzes 
mit verbindlichen Reduktionspfaden hat man sich innerhalb der Bundesregierung auch auf 
einen verpflichtenden und unabhängigen Klimacheck verständigt. Dieser Klimacheck soll 
sowohl neue als auch bestehende Gesetze und Regularien durchleuchten, als auch 
Investitionen des Bundes mitumfassen.  

Hinsichtlich Bodenverbrauch definiert das Regierungsprogramm den „Zielpfad zur 
Reduktion des Flächenverbrauchs auf netto 2,5 ha/Tag bis 2030“.12 

In Österreich wurden bis zum Jahr 2020 insgesamt 5.768 km² produktiver Böden 
verbraucht. Das entspricht 7 % der Landesfläche und 18 % des Dauersiedlungsraumes. Im 
Jahr 2020 wurden 39 km2 neu beansprucht. Aussagekräftiger für die Entwicklung der 
Flächeninanspruchnahme ist aber der 3-Jahresmittelwert, da die jährlichen Werte starken 
Schwankungen unterliegen. Dieser Mittelwert lag im Jahr 2020 bei 42 km², was in etwa 
der Größe von Eisenstadt entspricht. Trotz des langjährigen Rückgangs ist die jährliche 
Flächeninanspruchnahme noch mehr als vier Mal so hoch wie der Zielwert von 2,5 ha pro 

                                                      

11 https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-
bundesregierung/regierungsdokumente.html  
12 https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-
bundesregierung/regierungsdokumente.html  

https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
https://www.bundeskanzleramt.gv.at/bundeskanzleramt/die-bundesregierung/regierungsdokumente.html
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Tag bzw. 9 km² pro Jahr, der im Regierungsprogramm 2020–2024 für das Jahr 2030 
angestrebt wird. 

Abbildung 2 jährlicher Zuwachs der Flächeninanspruchnahme in Österreich 
©Umweltbundesamt 13 

 

Das Regierungsprogramm legt auch den Grundstein für die strategische (Neu)-Ausrichtung 
des Verkehrssektors in Richtung Erfüllung des Pariser Klimaabkommens. Demnach soll das 
gesamtstaatliche Klimaziel für den Bereich Verkehr als übergeordnete verbindliche 
Handlungsanleitung fungieren, an der sich die strategische Planung für alle Verkehrsträger 
ausrichten muss. Diese Aufgabenstellung soll in einem neuen Klimaschutz-Rahmen für den 
Verkehrssektor konkretisiert werden, dem Mobilitätsmasterplan 2030, welcher in 
weiterer Folge am 16. Juli 2021 vorgestellt wurde.  

                                                      

13 https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme 

https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme
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Mobilitätsmasterplan 2030 

Der Mobilitätsmasterplan 2030 bildet den neuen Klimaschutz-Rahmen für den 
Verkehrssektor. Die Reduktion der CO2-Emissionen ist im Verkehrssektor – auch aufgrund 
einer äußerst gegenteiligen Entwicklung in den letzten 30 Jahren – besonders 
herausfordernd. Dabei ist wie in Abbildung 3 ersichtlich der weitaus größte Anteil der 
Emissionen im Verkehr auf den Straßenverkehr und hier insbesondere auf den PKW-
Verkehr zurückzuführen. Seit 1990 ist im Verkehrssektor eine Zunahme der Treibhausgase 
um rund 74,4 % zu verzeichnen (im Vergleich zu 2019). 

Abbildung 3 Treibhausgase des Verkehrssektors 1990–2019, ©Umweltbundesamt 14 

 

Der Verkehrssektor hat in Österreich einen überproportional hohen Anteil an den 
Gesamtemissionen, im Jahr 2019 betrug dieser über 30 %. Im Bereich des Nicht-
Emissionshandels, also jener Bereich welcher von Seiten der EU Lastenteilungs-
Verordnung reguliert wird, beträgt der Anteil des Verkehrssektors knapp 48 %.  

                                                      

14 https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/mobilitaet/mobilitaetsdaten/verkehr-treibhausgase  

https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/mobilitaet/mobilitaetsdaten/verkehr-treibhausgase
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Weltweit liegt der Anteil des Transport-Sektors an energiebedingten CO2-Emissionen bei 
25 %, in der EU liegt der Anteil ebenfalls bei rund 25 %.15 

Abbildung 4 Anteil der Sektoren an den Treibhausgasemissionen 2019 (inklusive 
Emissionshandel / EH) und Änderung der Emissionen zwischen 1990 und 201916 

 

Der Mobilitätsmasterplan 2030 zeigt deshalb den notwendigen Weg einer Mobilitätswende 
zur Dekarbonisierung des Verkehrssektors auf. Er baut auf drei Säulen auf: dem Vermeiden 
von Verkehr, dem Verlagern auf energieeffiziente Verkehrsträger und der Verbesserung 
innerhalb der Verkehrsträger. 

Als Basis für die Konzeption des Mobilitätsmasterplans 2030 wurde ein Backcasting-Ansatz 
gewählt. Das bedeutet, es wurde vom Ziel her rückgearbeitet, da ein einfaches Hochrechnen 
auf Basis vergangener und heutiger Trends dem Anspruch die Klimaneutralität 2040 zu 
erreichen, nicht gerecht werden kann. Die Notwendigkeit der vollständigen 
Dekarbonisierung bis 2040 zeigt deutlich, dass es nicht nur Prognosen darüber braucht, 

                                                      

15 Treibhausgasemissionen nach Ländern und Sektoren (Infografik) | Aktuelles | Europäisches Parlament 
(europa.eu) 
16 https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0776.pdf  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20180301STO98928/treibhausgasemissionen-nach-landern-und-sektoren-infografik
https://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20180301STO98928/treibhausgasemissionen-nach-landern-und-sektoren-infografik
https://www.umweltbundesamt.at/fileadmin/site/publikationen/rep0776.pdf
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Abbildung 5 Entwicklung des Personenverkehrs (Quelle Mobilitätsmasterplan 2030) 

 

Im Güterverkehr ist eine Verlagerung von der Straße auf die Schiene oder Wasserstraße 
auf kurzen bis mittleren Strecken schwer (beziehungsweise nur in spezifischen 
Marktsegmenten) möglich. Im Langstreckenverkehr sind jedoch weitere Maßnahmen zur 
Verlagerung auf die Schiene und Wasserstraße notwendig und sinnvoll. Abbildung 6 zeigt 
dementsprechend eine praktisch konstante Güterverkehrsleistung auf der Straße und 
einen überproportionalen Zuwachs auf der Schiene. Ebenso ist eine Steigerung auf der 
Wasserstraße hinterlegt. 

Abbildung 6 Entwicklung der Güterverkehrsleistung (Quelle Mobilitätsmasterplan 2030) 
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Transeuropäische Netze für Verkehr 
(TEN-V) 

Die Transeuropäischen Netze für den Verkehr (TEN-V) bilden den Infrastrukturpfeiler der 
EU-Verkehrspolitik. Eine eigenständige Infrastrukturpolitik der EU existiert seit Anfang der 
1990er Jahre, als transeuropäische Netze für Verkehr, Telekommunikation und Energie im 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (heute Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union) verankert wurden. Die konkrete Ausgestaltung der 
EU-Infrastrukturpolitik wird in den Leitlinien der Union für den Aufbau eines 
transeuropäischen Verkehrsnetzes vorgenommen, deren aktuelle Variante die 
Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 darstellt. 

Die TEN-V sind seither auf der Basis einer Zwei-Ebenen-Struktur definiert: Das umfassende 
Gesamtnetz bildet ein europaweites Verkehrsnetz, das die Erreichbarkeit und Anbindung 
aller Regionen der Union sicherstellt. Das Gesamtnetz ist gemäß den TEN-V Leitlinien bis 
2050 fertigzustellen. Das vorrangige Kernnetz soll als Beitrag zum Aufbau des Gesamtnetzes 
das Rückgrat eines nachhaltigen Verkehrsnetzes bilden und ist bis 2030 zu realisieren.  

Als Instrument zur Umsetzung des Kernnetzes bis 2030 wurden insgesamt neun 
Kernnetzkorridore eingerichtet. Zur Koordination von Planung, Finanzierung und 
Umsetzung der Korridore wurde jeweils ein europäischer Koordinator ernannt. Im 
Rahmen der zugehörigen Verwaltungsstruktur sind die Mitgliedsstaaten und die 
Infrastrukturbetreiber in den europäischen Begleit- und Umsetzungsprozess in die 
Kernnetzkorridore eingebunden. 

Österreich wird von vier Kernnetzkorridoren durchquert: der baltisch-adriatische 
Kernnetzkorridor entspricht in Österreich der Südachse, der skandinavisch-mediterrane 
Korridor entspricht der Brennerachse und der Rhein-Donau Korridor entspricht der 
Donauachse. Der Kernnetzkorridor Orient/östliches Mittelmeer verläuft in Überlagerung 
mit dem baltisch-adriatischem und dem Rhein-Donaukorridor über Nord- und Ostautobahn. 
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Abbildung 7 TEN-Kernnetzkorridore durch Österreich17 

 

Im Rahmen der Fazilität „Connecting Europe“ beteiligt sich die Europäische Union, 
gestützt auf den Vertrag zur Arbeitsweise der Europäischen Union, an der Finanzierung 
von Vorhaben im Rahmen der TEN-V.  

Direkte Vorgaben für die nationale Infrastrukturpolitik ergeben sich durch die in den 
TEN-V Leitlinien festgelegten Infrastrukturanforderungen sowohl für das Kernnetz als auch 
für das Gesamtnetz. 

Von Bedeutung für den Ausbau des Straßennetzes gemäß der TEN-V Leitlinien ist 
insbesondere die Definition einer hochwertigen Straße aus Art. 17 Abs. 3: 

„Hochwertige Straßen sind speziell für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt; dabei 
handelt es sich entweder um Autobahnen, Schnellstraßen oder herkömmliche Straßen mit 
strategischer Bedeutung. 

                                                      

17 https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/transport/international_eu/publikationen/TEN-T.html  

https://www.bmk.gv.at/themen/mobilitaet/transport/international_eu/publikationen/TEN-T.html
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Abbildung 8 Ausschnitt aus Karte 5.4: Gesamt- und Kernnetz: Straßen, Häfen, Schienen-
Straßen-Terminals und Flughäfen aus Anhang 1 der Verordnung (EU) Nr. 1315/2013 

 

In Österreich sind damit folgende Autobahnen Teil des TEN-V Kernnetzes: A 1, A 2, A 4, 
A 5, A 6, A 8 zwischen Knoten Wels und Staatsgrenze bei Suben, A 9 zwischen Knoten 
Graz/West und Staatsgrenze bei Spielfeld, A 12, A 13 und A 25. Teil des TEN-V Gesamtnetzes 
sind A 7 und S 10, A 9 zwischen Graz und Knoten Voralpenkreuz, A 8 zwischen Knoten 
Voralpenkreuz und Knoten Wels, A 10, A 11, A 14 sowie die S 7, S 16 und S 18. 

Hinsichtlich der Linienführung im Bereich Wien liegt in den TEN-V Leitlinien keine 
verbindliche Definition des Netzes vor. Im Bestandsnetz übernimmt die A 23 die Funktion 
des Kernnetzes.  

Aus den TEN-V Leitlinien ist jedoch ein Ausbaubedarf im Bereich der A 5, der S 7, der S 10 
und S 18 ableitbar.  
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Strategische Prüfung im 
Verkehrsbereich (SP-V) 

Grundsätzliches zur SP-V 

Grundlage der strategischen Prüfung ist das Bundesgesetz über die Strategische Prüfung 
im Verkehrsbereich (SP-V-Gesetz). Damit wurde ein strategisches Planungsinstrument für 
die weitere Konzeption des Bundesverkehrswegenetzes geschaffen, das die Bestimmungen 
der Richtlinie 2001/42/EG über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne 
und Programme in nationales Recht umsetzt. Die Richtlinie 2001/42/EG sieht vor, dass 
bestimmte Pläne und Programme, die von einer Behörde zur Beschlussfassung durch den 
Gesetz- bzw. Verordnungsgeber ausgearbeitet werden, noch vor deren Beschlussfassung 
einer Strategischen Prüfung der erheblichen Umweltauswirkungen (strategische 
Umweltprüfung – SUP) unterzogen werden müssen. In Österreich trifft dies auf 
Änderungen der Verzeichnisse zum Bundesstraßengesetz, auf Verordnung gemäß § 1, 
Hochleistungsstreckengesetz (Hochleistungsstreckenverordnungen) sowie auf 
Änderungen des § 15, Schifffahrtsgesetz zu. In diesen Gesetzen bzw. mit diesen 
Verordnungen wird das hochrangige Bundesverkehrswegenetz Österreichs festgelegt. 

Im Rahmen einer strategischen Prüfung im Verkehrsbereich (SP-V), d.h. in der nationalen 
Umlegung und Anwendung der EU-SUP Richtlinie im Verkehrsbereich, werden die 
möglichen erheblichen negativen und positiven Auswirkungen von geplanten 
Netzveränderungen im Bereich des Bundesverkehrswegenetzes untersucht und deren 
Nutzen beschrieben, um eine fachliche Grundlage und Entscheidungshilfe für die 
Aufnahme zusätzlicher Netzelemente in das Bundesverkehrswegenetz zu schaffen. Dieses 
Bundesverkehrswegenetz ist im Anhang zum Bundesstraßengesetz 1971 (BStG) für die 
Bundesstraßen, in den gemäß § 1 Hochleistungsstreckengesetz (HlG) erlassenen 
Hochleistungsstreckenverordnungen für Hochleistungsstrecken sowie im § 15 
Schifffahrtsgesetz für Binnenwasserstraßen festgelegt.  

Die wesentlichen Elemente des Umweltberichts einer strategischen Prüfung im 
Verkehrsbereich stellen folgende Aspekte dar:  
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• Untersuchung der Umweltauswirkungen (Aspekte wie die biologische Vielfalt, die 
Bevölkerung, die Gesundheit des Menschen, Fauna, Flora, Boden, Wasser, Luft, 
klimatische Faktoren, Sachwerte, das kulturelle Erbe einschließlich der architektonisch 
wertvollen Bauten und der archäologischen Schätze, die Landschaft und die 
Wechselbeziehung zwischen den genannten Faktoren  

• verkehrsträgerübergreifende Alternativenprüfung 
• Darstellung der Nutzen der Netzveränderung  
• Untersuchung sonstiger negativer und positiver Auswirkungen  
• Beteiligung der Umweltstellen und der Öffentlichkeit  
• Beteiligung betroffener Drittstaaten 
• Erarbeitung eines Umweltberichts gemäß § 6, SP-V-Gesetz 
• Definition von und Übermittlung von Überwachungsmaßnahmen und sonstiger 

allfälliger Vorhaben für später aus der Netzveränderung folgende Projekte 

Die im Rahmen der SP-V gewonnenen Erkenntnisse werden in Gestalt des Umweltberichts 
und der Zusammenfassenden Erklärung jeder Person zugänglich gemacht, womit dem 
Grundsatz der Transparenz entsprochen wird. Zusätzlich wird der Öffentlichkeit, den 
Umweltstellen, sowie den befugten Errichtungsstellen (etwa der ÖBB-Infrastruktur AG 
und der ASFINAG) die Möglichkeit der Stellungnahme eingeräumt. Darüber hinaus werden 
Festlegungen für Projekte zur Umsetzung der Netzveränderung sowie spätere 
Überwachungsmaßnahmen getroffen. 

Ablauf 

Stellt ein Initiator oder eine Initiatorin den Bedarf für eine Netzveränderung in seinem 
Verantwortungsbereich fest, so haben er oder sie diesen Bedarf und die möglichen 
erheblichen Auswirkungen gegenüber dem Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie mittels eines Umweltberichts 
(Kerndokument einer SP-V) nachzuweisen.  

Vor der Erstellung des Umweltberichts sind die Umweltstellen der Länder, übrige von der 
vorgeschlagenen Netzveränderung betroffene Initiator:innen (bspw. ASFINAG und ÖBB) 
sowie das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie hinsichtlich des Untersuchungsumfangs und der Untersuchungstiefe zu 
konsultieren (Konsultationsphase). Der Initiator oder die Initiatorin hat dafür in einem 
ersten Prozessabschnitt ein Konzept für den gemäß § 6, SP-V-Gesetz anzufertigenden 
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Netzveränderung nach sich ziehen muss, da das Bundesministerium für Klimaschutz, 
Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie bei der weiteren Verfolgung der 
Netzveränderung unter anderem die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 5 Abs. 4, SP-V-Gesetz zu berücksichtigen hat. Dies bedeutet, dass die dem Umweltbericht 
zugrunde liegende vorgeschlagene Netzveränderung durch das Bundesministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie noch verändert werden 
kann, dass im Rahmen der zusammenfassenden Erklärung (§ 9 Abs. 1, SP-V-Gesetz) Vorgaben 
für allfällige, sich aus der Netzveränderung ergebende Projekte gemacht werden können 
oder auch, dass aufgrund der eingelangten Stellungnahmen oder weil sich eine Alternative 
als geeigneter erweist, die mit einem bundesweiten hochrangigen Verkehrswegenetz 
verbundenen Ziele zu erreichen (§ 5 Abs. 4 lit. a bis j, SP-V-Gesetz), von einer gesetzlichen 
Verankerung der vorgeschlagenen Netzveränderung abgesehen werden muss.  

Praxis und SP-V Leitfaden 

Seit Einführung des Bundesgesetzes über die strategische Prüfung im Verkehrsbereich im 
Jahr 2005 (SP-V-Gesetz, BGBl. I Nr. 96/2005) wurden zehn strategische Prüfungen (davon 
sieben Vorhaben zur Änderung des Straßennetzes bzw. drei zur Änderung des Bahnnetzes) 
durchgeführt und abgeschlossen. Eine weitere SP-V (Osttangente Linz) wurde im 
November 2021 mit der Einleitung der Konsultationsphase gemäß § 4, SP-V-Gesetz gestartet. 

In der bisher erlebten Praxis haben sich teils unterschiedliche Herangehensweisen an die 
Ausgestaltungstiefe des Umweltberichts gezeigt, die grundsätzlich auf die Heterogenität 
der eingereichten Vorhaben in Bezug auf deren beabsichtigter Netzveränderung 
zurückzuführen waren. Die inkonsistente Flughöhe bei Strategischen Prüfungen im 
Verkehrsbereich wurde im Bericht des Rechnungshofes (Rechnungshof Österreich, 2018) 
festgehalten: laut RH Bericht wurden in abgeschlossenen Prüfungen Unterschiede in 
Bezug auf die Untersuchungstiefe des Umweltberichts als auch bei der Begründung der 
Netzänderung festgestellt. Diese führten zu Ausführungen und Analysen im 
Umweltbericht aus unterschiedlicher Qualität, vor allem auch weil – vor allem zu Beginn 
der Umsetzung des SP-V-Gesetzes – teilweise bereits Straßenbauvorhaben in detaillierter 
Planungstiefe als „Kernalternative“ des Umweltberichts vorlagen, was eine fundierte 
verkehrsträgerübergreifende Alternativenprüfung im Rahmen des Umweltberichts 
teilweise nur unzureichend zuließ. Zudem wurden laut RH Bericht teilweise nicht 
vollständig nachvollziehbare Wertsynthesen in den Umweltberichten angeführt. 
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Die abschließenden Empfehlungen des RH Berichts in Bezug auf inhaltliche Aspekte des 
Umweltberichts betrafen vor allem eine Präzisierung der Wertsynthese der SP-V-
Bewertungsbereiche Wirtschaft, Ökologie und Soziales sowie zukünftig, aus Sicht des 
Ministeriums, klare Vorgaben für die verkehrsträgerübergreifende Alternativenprüfung im 
Rahmen des Umweltberichts zu machen. Die Kritikpunkte wurden zum Anlass genommen, 
einen neuen SP-V Leitfaden zu erstellen, mit dem Umweltberichte in zukünftigen, 
strategischen Prüfungen im Verkehrsbereich nach einer einheitlichen, inhaltlichen Form 
gegliedert auszuführen waren, um damit eine umfassendere und transparentere 
Entscheidungsgrundlage zu schaffen.  

Der SP-V-Leitfaden wurde vom Bundesministerium November 2018 veröffentlicht und 
kann unter bmk.gv.at/themen/verkehrsplanung/strategische_pruefung.html eingesehen 
werden. Gegenwärtig handelt es sich beim SP-V-Leitfaden um eine rechtlich 
unverbindliche Hilfestellung zur Erstellung des Umweltberichts und zur Präzisierung der 
Inhalte für die Verwendung durch Initiatoren von Netzveränderungen gemäß SP-V-Gesetz 
im Rahmen der Durchführung von Strategischen Prüfungen im Verkehrsbereich. Der SP-V-
Leitfaden gibt Initiatoren von Netzveränderungen Anhaltspunkte zur Gestaltung der 
Inhalte für den Umweltbericht, in welchem der Bedarf, die Hochrangigkeit und die 
möglichen erheblichen Auswirkungen der Netzveränderung gegenüber dem 
Bundesministerium nachzuweisen sind. Darüber hinaus informiert der Leitfaden 
ergänzend potenzielle Initiatoren und die interessierte Öffentlichkeit über 
Grundprinzipien und wesentliche Abläufe einer SP-V.  

In seinem follow-up Bericht (Rechnungshof Österreich, 2021) zur Infrastrukturplanung des 
Bundes bestätigte der Rechnungshof, dass die RH-Empfehlungen bezgl. Wertsynthese und 
Alternativenprüfung durch die Neugestaltung des SP-V Leitfadens 2018 umgesetzt wurden. 

Ausblick 

Aufgrund von Änderungen der Anforderungen und Ziele an die strategische 
Infrastrukturentwicklung, insbesondere hinsichtlich der verschärften Klimaziele im Rahmen 
des Europäischen Grünen Deals, der im Mobilitätsmasterplan 2030 dargelegten Ziele, der im 
Regierungsprogramm der österreichischen Bundesregierung definierten Ziele zur Reduktion 
des Flächenverbrauchs aber auch zur transparenteren Darstellung des SP-V-Prozesses, 
befindet sich der vorliegende SP-V Leitfaden von 2018 derzeit abermals in Überarbeitung. 
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Verkehrssicherheits-Strategie 

Österreich orientiert sich mit seiner Verkehrssicherheitsstrategie des Bundes an der 
europäischen Verkehrssicherheitsarbeit und setzt sich die Etablierung und nachhaltige 
Stärkung einer positiven Verkehrssicherheitskultur zum Ziel, die auf den Werten der 
gegenseitigen Rücksichtnahme und des wertschätzenden gemeinsamen Miteinander aller 
im Straßenverkehr fußt. Das mit Ende Dezember 2020 ausgelaufene 
Verkehrssicherheitsprogramm 2011–2020 diente der strategischen 
Verkehrssicherheitsarbeit des Bundes als Leitfaden für das gemeinsame Handeln 
zugunsten der Sicherheit aller Menschen im Straßenverkehr. Diesem Programm folgte die 
Verkehrssicherheitsstrategie 2021–2030. Bis zum Jahr 2030 soll sowohl die Zahl der im 
Straßenverkehr tödlich verunglückten Menschen als auch jene der bei 
Straßenverkehrsunfällen Schwerverletzten um 50 Prozent eingedämmt werden. Diese 
Angaben entsprechen auch den auf europäischer Ebene gesetzten 
Verkehrssicherheitszielen. Als Ausgangsbasis für die Zielberechnung dient dabei der 
Durchschnittswert aus den Jahren 2017–2019. Ein integriertes Maßnahmenpaket, das 
Infrastrukturmaßnahmen und Überwachung vor allem an neuralgischen Strecken 
beinhaltet, soll umgesetzt werden, dabei wird das Konzept „Safe System“ verfolgt. 

Die Philosophie beziehungsweise das Konzept „Safe System“ geht auf Initiativen in 
Schweden („Vision Zero“) und den Niederlanden („Sustainable Safety“) in den 1990er 
Jahren zurück. Traditionelle Ansätze der Verkehrssicherheitsarbeit nahmen einen 
Kompromiss zwischen Mobilität und Sicherheit in Kauf. Die Hauptursache für Unfälle 
wurde in „falschem“ menschlichen Verhalten verortet, und die Verkehrspolitik trachtete 
danach, das Verkehrsverhalten hinsichtlich der Einhaltung von Regeln zu optimieren. „Safe 
System“ geht hingegen von den folgenden vier Grundsätzen aus (BMK, 2021b):  

• Verkehrsteilnehmer:innen werden immer Fehler machen, auch bei perfekter 
Ausbildung und Überwachung.  

• Der menschliche Körper kann nur begrenzt die bei Kollisionen auftretenden Kräfte 
ohne (schwere) Verletzungen überstehen.  

• Sicherheit soll deshalb eine gemeinsam getragene Verantwortung aller im 
Verkehrssystem Agierenden sein und nicht nur auf die Verkehrsteilnehmer:innen 
übertragen werden. 
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Evaluierte Projekte und ihre 
Abhängigkeiten 

Ausgehend von oben genannten Grundlagen und Rahmenbedingungen wurde der Prozess 
der Evaluierung gestartet. Für die Evaluierung des ASFINAG Bauprogrammes waren im 
ersten Schritt die zur Evaluierung vorgesehenen Projekte auszuwählen. Dabei wurde 
insbesondere auf den Projektstatus sowie auf Sicherheitsaspekte Augenmerk gelegt, wie 
weiter unten erläutert wird.  

Folgende Projekte sind Teil der ggst. Evaluierung: 

Teil 1: Neubauprojekte 

• Alle Neubauprojekte, die im Verzeichnis 1 und 2 des BStG enthalten sind 
• Alle Neubauprojekte, für die im Jahr 2020 eine SP-V absehbar war 
• Projekte bei denen 2020 laufende Verfahren erster UVP-Teilkonzentration (bei BMK 

bzw. BVwG) anhängig waren 
• Rechtskräftige Projekte gemäß erster UVP-Teilkonzentration, bei denen der 

Baubeginn noch nicht erfolgt ist (wie z.B. S 1 Donau Lobau, A 5 Nord B 18) 

Teil 2: Kapazitätserweiterungsprojekte 

• Kapazitätserweiterungsprojekte im Sinne von Fahrstreifenerweiterungen (FSE) und 
Pannenstreifenfreigaben (PSFG) 

Folgende Projekte sind nicht Teil dieser Evaluierung: 

                                                      

18 Die erste Realisierungsstufe (Umfahrung Drasenhofen) ist umgesetzt, der Baubeginn der 
2. Realisierungsstufe erfolgt erst nach 2028. 
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Methodik 

In der 2010 durchgeführten Projektevaluierung wurden auf Basis definierter Kriterien, 
Gewichtungen und einer Bewertung mit einer 5-teiligen Skala für die Projekte Gesamt-
Noten ermittelt.19 

Am Anfang des Evaluierungsprozesses im Zeitraum von Juni 2020 bis Juli 2021 wurden 
durch die Fachexpertinnen und -experten der ASFINAG und des BMK ein gegenüber 2010 
erweitertes Set von Kriterien festgelegt. Jedes einzelne Kriterium wurde in jedem Projekt 
relativ zu den anderen Projekten bewertet. Diese – auch schon 2010 gewählte – Methodik 
ist geeignet, Kriterien für die Projekte relativ zueinander zu bewerten und, wie der 
Rechnungshof auch empfahl, Projekte zu priorisieren. 

Die Bewertung erfolgt nach dem umgekehrten Schulnotensystem (5 = „gut im Vergleich zu 
den anderen Projekten“; 1 = „schlecht im Vergleich zu den anderen Projekten“). Die 
Kriterien werden unterschiedlichen Gewichtungen unterzogen. Eine Sensitivitäts-Analyse 
hat jedoch gezeigt, dass auch bei unterschiedlichen Gewichtungen keine signifikanten 
Änderungen auftreten, es wurde daher eine Gleichgewichtung vorgenommen. 

Für einzelne Projektentscheidungen sind weiters auch die absoluten Werte der einzelnen 
Parameter sowie übergeordnete Ziele und deren Auswirkungen auf künftige 
Verkehrsprognosen in Betracht zu ziehen. Dies soll verhindern, dass durch die Verwendung 
einer 5-teiligen Bewertungsskala besonders kleine oder besonders große absolute 
Unterschiede vereinheitlicht werden bzw. wichtige Aspekte unberücksichtigt bleiben.  

Die Bildung einer Gesamtnote würde bei einer 5-teiligen Skala zu einer starken 
Nivellierung von besonders guten oder schlechten Einzelaspekten führen und ist daher für 
Schlussfolgerungen auf Projektbasis ungeeignet. 

Projekte, welche im Relativvergleich nicht eine durchgehend prioritäre Bewertung 
erhalten, wären beispielsweise in weiterer Folge nur dann umzusetzen, sofern es jetzt 

                                                      

19 https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:194741fb-99dc-43f5-bdc2-87e5687b0b32/evaluierung_strasse.pdf  

https://www.bmk.gv.at/dam/jcr:194741fb-99dc-43f5-bdc2-87e5687b0b32/evaluierung_strasse.pdf
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Kosten definiert. Volkswirtschaftliche Aspekte wurden jedoch bei den Schlussfolgerungen 
einbezogen. 

Tabelle 1 Neubauprojekte: Themen, Kriterien und Indikatoren für Relativ-Vergleich 

Thema Kriterium Indikator 

Ressourcenschonung Flächenverbrauch (dauerhaft 
versiegelte Fläche) 

Verbrauch von dauerhaft versiegelten 
Flächen 

Beeinflussung Biodiversität 
(Schutzgebiete, Artenschutz, 
Wildtierkorridore) 

Berührung von naturschutz-rechtl. 
Gebieten bzw. Wildtierkorridoren bis hin 
zu direkter Beanspruchung oder 
Durchschneidung  

Beeinflussung 
Wasserhaushalt 

Beeinflussung Grundwasser, 
Oberflächengewässer 

Klimawirkung Treibhausgasemissionen 
(THG) 

Höhe an THG (Bau, Betrieb, Erhaltung) 

Multimodalität Substituierbarkeit / 
Verlagerungsmöglichkeit 

Verlagerungsmöglichkeit gegeben20   

Sozialverträglichkeit Erhöhung der  Erreichbarkeit Beitrag des Projektes zur Erhöhung der 
Erreichbarkeit für Versorgungs-, 
Bildungseinrichtungen 

Erhöhung der 
Verkehrssicherheit 

Beitrag des Projektes zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit 

Wirkung auf die Raumqualität 
(visuell, strukturell) 

Auswirkung des Projektes auf die 
Raumqualität (Zerschneidungswirkung) 

Immissionsschutz 
Siedlungsgebiete (Lärm, 
Luftschadstoffe etc.) /  
Entlastung Ortsdurchfahrten 

Beitrag des Projektes zur Verbesserung des 
Immissionsschutz bzw. Entlastung von 
Ortsdurchfahrten 

Netzwirkung Verbindung Netzelemente 
(zwischenstaatlich), TEN, 
Verträge, MoU 

Auswirkung des Projektes auf 
internationales Netz (TEN-Netz) bzw. 
Verbindung von wirtschaftlichen Zentren 

Erhöhung des Level of Service 
(Verkehrsqualität) 

Beitrag des Projektes zur Verbesserung der 
Verkehrsqualität  

Wirtschaftlichkeit Betriebswirtschaftlichkeit Höhe der Wirtschaftlichkeit eines Projektes 
(Investitions-Erhaltungskosten, Maut) 

                                                      

20 Bewertung im Sinne: höhere Verlagerungsmöglichkeit = schlechtere Bewertung für das Projekt 
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In folgenden Abbildungen werden die Ergebnisse aus dem Relativ-Vergleich der Projekte 
untereinander zusammengefasst dargestellt, die Erläuterungen dazu finden sich 
nachfolgend jeweils bei den einzelnen Projekten.  

Abbildung 9 Neubauprojekte: Auswertungen Relativ-Vergleich (1/2) 
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Abbildung 10 Neubauprojekte: Auswertungen Relativ-Vergleich (2/2) 
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Schlussfolgerungen für 
Neubauprojekte 

A 5 Nord/Weinviertel Autobahn – Poysbrunn – Staatsgrenze 
Vollausbau 

Projektbeschreibung 
Vierstreifiger Vollausbau der A 5 zwischen Poysbrunn und Staatsgrenze in Abhängigkeit 
von der Realisierung des Grenzabschnittes der tschechischen Autobahn D 52; die erste, 
bereits am 09.09.2019 dem Verkehr freigegebene Realisierungsstufe setzte eine 
zweistreifige Umfahrung von Drasenhofen um.  

Aufgrund des geringeren Verkehrsaufkommens als prognostiziert erfolgte der Ausbau 
des Abschnittes Poysbrunn – Staatsgrenze in zwei Realisierungsstufen. Die erste 
Realisierungsstufe, eine zweistreifige Umfahrungstraße von Drasenhofen, wurde am 
9.9.2019 dem Verkehr übergeben. Die zweite Realisierungsstufe sieht einen 4-streifigen 
Vollausbau vor und soll in zeitlicher Abstimmung mit dem Ausbau der D 52 in der Republik 
Tschechien erfolgen. 

Mit der 5 km langen Umfahrung Drasenhofen werden täglich rund 1.800 Lkw aus den 
Ortschaften abgezogen. Das hat eine positive Wirkung hinsichtlich Lärmschutz, höhere 
Lebensqualität und mehr Verkehrssicherheit. 

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Baubeginn Umfahrung Drasenhofen: 3.4.2018  
• Verkehrsfreigabe Umfahrung Drasenhofen: 9.9.2019  
• beabsichtigter Baubeginn Vollausbau: nach 2028 
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S 1 Wiener Außenring Schnellstraße – Knoten Schwechat – Knoten 
Süßenbrunn (VA1 und VA2 inkl. Tunnel Donau Lobau) 

Projektbeschreibung 
Projektinhalt bzw. –ziel im gegenständlichen Projekt ist die Schaffung eines 
Umfahrungsrings für die Stadt Wien, das Herstellen des „Regionenring Ost“ durch 
Verbindung S 1 Süd (Vösendorf – Schwechat) mit S 1 Ost (Süßenbrunn – Eibesbrunn)/S 2 
und die Verbesserung der Verkehrsqualität im hochrangigen und nachrangigen Netz 
(Entlastung). 

Die Errichtung der S 1 (im 1. Verwirklichungsabschnitt (VA 1) Gr. Enzersdorf – Süßenbrunn) 
steht im Zusammenhang mit der Errichtung der S 8 Marchfeld Schnellstraße. 

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Planungsbeginn (VA 1) P21: 01.01.2003 / Baubeginn (VA 1) P21: 03.01.2022 24 
• Planungsbeginn (VA 225) P21: 01.01.2003 / Baubeginn (VA 2) P21: 01.02.2023 

                                                      

24 Bauanzeige Wasserrecht 9.2.2022 
25 Tunnel Donau-Lobau 
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Abbildung 11 Projektübersicht S 1 (Quelle ASFINAG) 

 

Planungshistorie, vorhandene Studien und Gutachten 
Die Planungen zur S 1 reichen zurück bis in die 1990er-Jahre. Im Jahr 2003 wurde das 
sogenannte SUPerNOW-Verfahren durchgeführt (TRAFICO et al., 2003). Dies war ein 
interdisziplinäres Planungsverfahren in Form einer strategischen Umweltprüfung für den 
Nordosten Wiens. Die Trassenempfehlungen für eine Autobahn bevorzugten innenliegende 
Varianten (näher am Stadtgebiet) gegenüber äußeren, welche durch das Gebiet der Lobau 
führen. Im Jahr 2008 wurden von der ASFINAG unterschiedliche Trassenvarianten geprüft. 
Danach wurden die UVP-Verfahren durchgeführt, in Abstimmung zwischen der Stadt 
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Wien, dem Land Niederösterreich und der ASFINAG. Im Jahr 2017 wurden in der TU Studie 
(Knoflacher et al., 2017) im Auftrag der Stadt Wien (MA 18) sechs unterschiedliche 
Szenarien untersucht. Die Ergebnisse der TU Studie wurden anschließend in einem von 
der Stadt Wien eingesetzten Gremium aus Fachexpertinnen und –experten in mehreren 
Workshops diskutiert und interpretiert. Das Dokument „Bericht der Expert:innengruppe“ 
(Ahrens et al., 2017) stellt die Zusammenfassung dieses Prozesses dar und wird hier 
nachfolgend kurz dargestellt. Die nachfolgende Tabelle zeigt eine Übersicht der bisherigen 
Studien und Gutachten zu den Straßenbauprojekten mit Angabe der Referenz. 

Tabelle 2 Übersicht bisherige Studien und Gutachten zu den Straßenbauprojekten S 1 

Bezeichnung  Erstellungsjahr  Referenz  

SUPerNOW – Strategische Umweltprüfung 
für den Nordosten  

2003  (TRAFICO et al., 2003) Wiens  

UVP Einreichprojekt S 1 Schwechat – 
Süßenbrunn (Lobau-Autobahn) 

2011  (Snizek + Partner, 2011) 
Autobahn) - 
Verkehrsuntersuchung  

UVP-Gutachten S 1 Schwechat – 
Süßenbrunn (Lobau-Autobahn)  

2012  (Sammer, 2012) Teilgutachten 01 
Verkehr und Verkehrssicherheit  

Bericht des Rechnungshofes - Erschließung 
Seestadt Aspern  

2015  (Rechnungshof Wien, 2015)  

UVP Einreichprojekt Stadtstraße Aspern – 
Verkehrsuntersuchung  

2016  (areal Consult, 2016b)  

UVP Einreichprojekt S 1 Spange – 
Verkehrsuntersuchung  

2016  (areal Consult, 2016a)  

UVP-Gutachten S 1 Spange Teilgutachten 
01 Verkehr und Verkehrssicherheit  

2017  (Fellendorf, 2017) 

TU Studie „Auswirkungen der 
Lobauautobahn auf die Stadt Wien“  

2017  (Knoflacher et al., 2017)  

Bericht der Expert:innengruppe  2017  (Ahrens et al., 2017)  

Stellungnahme zum Klimaschutz  2017  (Lechner, 2017)  
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SP-V / SUPerNOW 
Die SUPerNOW wurde 2003 als strategische Umweltprüfung durchgeführt, bevor die 
entsprechende Richtlinie 2001/42/EG26  der Europäischen Union in Österreich umgesetzt 
wurde. Dies geschah erst 2005 mit dem Bundesgesetz über die strategische Prüfung im 
Verkehrsbereich (SP-V-Gesetz) StF: BGBl. I Nr. 96/2005.   

Ziel einer strategischen Umweltprüfung ist gemäß SUP-Richtlinien die Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der “voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen, welche 
die Durchführung des Planes oder Programms auf die Umwelt hat, sowie vernünftige[r] 
Alternativen, welche die Ziele und den geographischen Anwendungsbereich des Plans oder 
Programms berücksichtigen” (Art. 5 Z 1). Im Gegensatz zur UVP seien “nicht nur 
alternative Trassen- oder Netzvarianten, sondern auch Alternativen in Form gänzlich 
anderer Lösungsansätze zu prüfen” (TRAFICO et al., 2003). 

Zielhorizont der Untersuchungen war das Jahr 2021, da von einem 20-jährigen 
Prognosehorizont (10 Jahre für die Realisierung, 10 Jahre für das Sichtbarwerden der 
Auswirkungen) ab der letzten aktuellen Volkszählung (2001) ausgegangen wurde.  

Neben der Null-Variante wurden vier Szenarien definiert, die in nachfolgender Tabelle 
dargestellt werden: 

  

                                                      

26 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A32001L0042  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:32001L0042
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A 3 Südost Autobahn – Knoten Eisenstadt – Staatsgrenze 

Projektbeschreibung 
Verlängerung der A 3 bis zur Grenze bei Klingenbach, Lückenschluss mit der ungarischen 
M 85 (Umfahrung von Sopron bis Grenze in Bau, Fertigstellung: 2024) 
Entlastung der B 16 (dzt. bereits Umfahrung der Gemeinden Siegendorf und Klingenbach)  

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Planungsbeginn P21: 01.03.2003 
• Baubeginn P21: 01.04.2030 

Abbildung 14 Projektübersicht A 3 (Quelle ASFINAG) 
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Erarbeitung von rasch umsetzbare Alternativen zum Projekt der A 3 Verlängerung 
zur Entlastung der Gemeinden und der bestmöglichen Lösung für die 
Burgenländer:innen durch Verbesserungen im Bereich des Öffentlichen Verkehrs 
sowie Alternativen am niederrangigen Straßennetz im Bereich der A 3. 
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Bewertung 
Der Flächenverbrauch des Projekts ist aufgrund der Angaben des Umweltbundesamts im 
Vergleich zu den anderen Projekten schlecht zu bewerten. Gleiches gilt für die Kriterien 
Biodiversität und Wasserhaushalt, weil das Projekt Eingriffe in den Grundwasserhaushalt 
mit sich bringt. 

Das Kriterium Multimodalität und das Kriterium Wirtschaftlichkeit sind im Vergleich zu 
den anderen Projekten unterdurchschnittlich zu bewerten, das heißt es ist eine hohe 
Verlagerbarkeit aufgrund der parallelen Bahnausbauprojekte gegeben.  

Sozialverträglichkeit und Netzwirkung haben eine durchschnittliche Bewertung erhalten, 
das Projekt hat jedoch keine transnationale oder internationale Wirkung. 

Schlussfolgerung 

Aufgrund des gegenüber einer niederrangigen Straße deutlich erhöhten 
Flächenverbrauchs sowie der oben angeführten Anmerkungen des 
Rechnungshofes hinsichtlich der ev. nicht gegebenen Hochrangigkeit des Projekts, 
wären zuerst Prüfungen von Alternativen zur Entlastung von besonders belasteten 
Gemeinden unter Beachtung der ÖV Alternativen bzw. der Zielsetzungen des 
Mobilitätsmasterplans 2030 durchzuführen.  

Für erforderliche Verkehrsangebote und Alternativen – insbesondere zufolge 
lokaler Erfordernisse – wären ausschließlich Planungstätigkeiten im Sinne von 
Untersuchungen unter Konsultation des Landes NÖ durchzuführen.  
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SP-V – Waldviertel Autobahn / Europaspange 

Projektbeschreibung 
Angedachtes Projekt zur Verbindung von Hollabrunn (Weinviertel) und Freistadt 
(Mühlviertel). Aufgrund der unterdurchschnittlichen Entwicklung in den nördlich der Donau 
gelegenen Landesteilen sollte u.a. die Europaspange zur Stärkung dieser Gebiete dienen. 

Abbildung 17 Projektübersicht (Quelle Land NÖ) 

 

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Planungsbeginn P21: - 
• Baubeginn P21: - 

Status 
Das Projekt (Verbindung S 3 – Waldviertel – S 10) wurde vom Land NÖ am 29.01.2019 zur 
Durchführung einer SP-V beim BMK eingereicht, das Verfahren ist nicht abgeschlossen. 
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allen anderen Kriterien als besonders schlecht bewertet. Das Vorhaben steht insbesondere 
im Widerspruch zu den Zielsetzungen im Bereich des Umwelt- und Klimaschutzes.  

Schlussfolgerung 

Da das Projekt bereits in Abstimmung mit dem Land Niederösterreich verworfen 
wurde, sind diesbezüglich keine weiteren Schritte zu setzen. Der Ausbau des 
öffentlichen Verkehrs wird weiterverfolgt. 
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S 1 Wiener Außenring Schnellstraße – Spange Seestadt 

Projektbeschreibung 
Verbindung S 1 mit Projekt Stadtstraße der Stadt Wien und folglich A 23; dient zur 
Erschließung der Seestadt.  

Abbildung 19 Projektübersicht S 1 (Quelle ASFINAG) 

 

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Planungsbeginn P21: 02.05.2005 
• Baubeginn P21: 01.11.2023 
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Schlussfolgerung 

Im Sinne der Vereinbarung aus 2011 wäre das Projekt in Abhängigkeit vom 
Projektfortschritt beim Projekt Stadtstraße Wien und im für die Stadtentwicklung 
Seestadt notwendigen Umfang fortzuführen. 

In weiterer Folge wäre eine Entscheidung über die Anbindung an das Projekt S1-
VA1 unter Berücksichtigung der Entscheidungen bezüglich der Projekte S1-VA1 
und S 8 zu treffen.  
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Bewertung 
Es bestehen unterdurchschnittliche Bewertungen im Vergleich zu den anderen Projekten 
bei der Beeinflussung Biodiversität und Sozialverträglichkeit. 

Grund dafür sind die Eingriffe in den „green belt“ (unberührte Naturgebiete) bzw. die 
negative Wirkung auf die Raumqualität. 

Das Kriterium Netzwirkung wurde durchschnittlich bewertet, diese Bewertung setzt aber 
den Ausbau auf tschechischer Seite voraus und damit eine zwischenstaatliche Wirkung. 

Schlussfolgerung 

Der Ausbau der Strecke hängt wesentlich von der verkehrlichen Entwicklung auf 
der B 303 und vom Ausbau der rund 90 km langen Strecke I 38 auf tschechischer 
Seite vom Grenzübergang bis zur Einmündung in die bestehende Autobahn D 1 
zwischen Prag und Brünn ab. Aufgrund der derzeitigen verkehrlichen 
Entwicklungen wären – wie bisher – keine weiteren Planungsschritte zu setzen. 
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S 10 Mühlviertel Schnellstraße (Abschnitte Mitte und Nord) 

Projektbeschreibung 

Verlängerung der S 10 von Freistadt Nord bis zur Grenze bei Wullowitz; Anschluss an die 
tschechische D 3 (Verkehrsfreigabe im Grenzbereich für 2025 angekündigt); Entlastung der 
B 310 Mühlviertler Bundesstraße 

Abbildung 22 Projektübersicht S 10 (Quelle ASFINAG) 
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SP-V 
Keine SP-V durchgeführt, da vor SPV-G 2005 bereits im BstG enthalten 

Bewertung 
Die Bewertung zeigt insbesondere in den Kriterien Netzwirkung und Wirtschaftlichkeit 
überdurchschnittliche Bewertungen. Der Grund dafür sind die transnationale Bedeutung 
sowie die lokale Bedeutung als Lückenschluss. 

Bei der Bewertung wurde ebenso der bereits weit fortgeschrittene Ausbaustand auf 
tschechischer Seite berücksichtigt. 

Die Bewertung des Kriteriums Multimodalität berücksichtigt den zukünftigen Ausbau der 
Eisenbahninfrastruktur auf österreichsicher und tschechischer Seite. 

Schlussfolgerung 

Für den Lückenschluss der S 10 Mühlviertler Schnellstraße bis zur Staatsgrenze 
konnte bereits parallel zum nun abgeschlossen 
Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren des Abschnittes Freistadt Nord bis 
Rainbach Nord ein Ergebnis erarbeitet werden. Dieses kommt zum Schluss, dass 
der Weiterbau der S 10 Mühlviertler Schnellstraße als notwendiges Projekt, 
insbesondere auch zur Entlastung der Anrainergemeinden, mit Anpassungen 
umgesetzt werden soll. Zudem braucht es nach dem Evaluierungsergebnis für ein 
nachhaltiges und klimafreundliches Verkehrsangebot einen umfassenden Ausbau 
der Summerauer-Bahn. Das Projekt wäre fortzusetzen. 
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A 22 Donauufer Autobahn – Verlängerung 

Projektbeschreibung 
Verlängerung der A 22 zur A 4 um eine Donaubrücke errichten zu können. Dieses Projekt 
ist im Verzeichnis 1 BStG noch enthalten, wird aber nicht verfolgt.  

Abbildung 26 Projektübersicht A 22 – Stand Ergebnis SUPerNOW (Quelle ASFINAG) 

 

Angaben laut ASFINAG (Stand vor der Evaluierung): 

• Planungsbeginn P21: keine Angabe  
• Baubeginn P21: keine Angabe 

Status 
Seit über 10 Jahren finden zu diesem Projekt keine Tätigkeiten statt.  
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S 36 Murtal Schnellstraße TA1 – Lückenschluss 

Projektbeschreibung 
Lückenschluss der Murtal Schnellstraße zwischen Judenburg und St. Georgen ob 
Judenburg, Entlastung diverser Ortsdurchfahrten, S 36 TA 2 bereits seit 12/2020 in Betrieb 
(ausgenommen Abschnitt Hirschfeld zwischen Unzmarkt und Scheifling) 

Die Verkehrssicherheit an der S 36 und der Bestandsstrecke der B 317 wurde durch die 
ASFINAG im Vorprojekt bereits erörtert und durch das BMK in der (damaligen) Freigabe 
plausibilisiert. 

Gemäß Prognosen im ASFINAG Vorprojekt sollte mit Realisierung des Teilabschnittes 1 der 
S 36 Murtal Schnellstraße die Anzahl der Unfälle mit Personenschäden im Jahr 2030 
zwischen rund −27 % und −31 % niedriger als ohne Bau dieses Teilabschnittes sein. Somit 
trägt der Bau der hochrangigen S36 auf jedem Fall zu einer Steigerung der 
Verkehrssicherheit in diesem speziellen Bereich des Murtales bei. Insbesondere kann eine 
Entschärfung unübersichtlicher Straßenabschnitte und somit eine Verbesserung und 
Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie eine Verbesserung der Situation in den sensiblen 
Ortsbereichen (Trennung von lokalem Verkehr und Durchzugsverkehr) erreicht werden. 
Ebenso hat die Trassierung dieses S 36 Teilabschnittes selbst den hohen 
verkehrssicherheitstechnischen Anforderungen der RVS zu entsprechen. 

Zum Projekt besteht eine Vereinbarung zur Planung und Realisierung zwischen „Land 
Steiermark, Bund, vertreten durch BMVIT und ASFINAG“ von 28.2.2012. 
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Schlussfolgerung 

Der S 36 TA 2 ist bereits seit 12/2020 in Betrieb. Zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und Entlastung der Anrainer an der B 317 hinsichtlich Lärm- 
und Schadstoffimmissionen (3 Ortsdurchfahrten) wären die Planungen für den 
Lückenschluss weiterzuführen. Hier sind insbesondere die Erkenntnisse der neuen 
EU Lärmberechnungsmethoden und Verkehrssicherheitsbelange nach dem Stand 
der Technik (RVS) bei der Trassierung vor Einreichung der UVP zu berücksichtigen.  
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Schlussfolgerungen für 
Kapazitätserweiterungsprojekte 

• A 4 Ost Autobahn FSE Knoten Prater – Knoten Schwechat 
• A 2 Süd Autobahn FSE ASt. Kottingbrunn – ASt. Wöllersdorf 
• A 4 Ost Autobahn FSE ASt. Bruck West – ASt. Neusiedl 
• A 9 Pyhrn Autobahn FSE Knoten Graz – ASt. Wildon 
• A 12 Inntal Autobahn PSFG ASt. Innsbruck West – ASt. Zirl Ost 
• A 22 Donauufer Autobahn FSE ASt. Stockerau Ost – Knoten Stockerau (S 5) 
• A 1 West Autobahn PSFG ASt. Wallersee – ASt. Salzburg Nord 
• Weitere Kapazitätserweiterungsprojekte in ASFINAG Konzeptionsphase 
• Pannenstreifenfreigaben 

Schlussfolgerung 

Derzeit ist eine neue Verkehrsprognose 2040 in Erarbeitung. Diese neue 
Verkehrsprognose wird in einem Szenario auch relevante Aspekte des 
Mobilitätsmasterplans 2030 – und damit insbesondere die Zielsetzung der 
Klimaneutralität 2040 – auf Basis des Backcasting Ansatzes und der ÖV Alternativen 
berücksichtigen. Hieraus folgt auch, dass die ASFINAG Verfügbarkeitsstrategie 
nach den Grundsätzen des Mobilitätsmasterplans 2030 zu überarbeiten ist. 

Weiters wäre zu prüfen, ob die Projektziele der Kapazitätserweiterung nicht auch 
anders (zB mit Einsatz einer Verkehrsbeeinflussungsanlage) erreicht werden können. 

Für weitere Entscheidungen über die Notwendigkeit von 
Kapazitätserweiterungsprojekten (FSE und PSFG) wären deshalb die Ergebnisse 
der neuen Verkehrsprognose 2040 bzw. erforderliche Maßnahmen für Verkehrs-
Sicherheitsaspekte zu berücksichtigen, gegebenenfalls wären die Projekte auf 
reine Generalsanierungen in Entsprechung des Erhaltungszustandes bzw. reine 
Sicherheitsausbauten zu redimensionieren.  
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Ausblick 

Der 6 Jahresrahmenplan (2022–2027) wäre in Entsprechung der oben angeführten 
Schlussfolgerungen der Sektion II und IV zu ergänzen und in überarbeiteter Form dem 
BMK und in weiterer Folge dem BMF zur Erzielung des Einvernehmens gemäß 
Fruchtgenussvertrag vorzulegen. 
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